
§ 15 AVBaySchFG (Bayern) — Notwendiger Aufwand der privaten
Grundschulen, Mittelschulen, Förderschulen – einschließlich
Schulvorbereitender Einrichtungen – und Klinikschulen (zu Art. 31 bis 35,
58BaySchFG)
Ausführungsverordnung Schulfinanzierungsgesetz
Landesrecht Bayern
Stand: 25.08.2026 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

(1) Notwendig im Sinn der Art. 32 bis 35, 58 BaySchFG sind der Personalaufwand und der
Schulaufwand, der nach den einschlägigen Vorschriften bei entsprechenden staatlichen Schulen als
Mindestaufwand anfällt.

(2) Die Schulträger sind in Bezug auf staatliche Leistungen für den Schulaufwand vorbehaltlich
abweichender Regelungen des Staatsministeriums zur Verfahrensvereinfachung verpflichtet,

1. bei der Vergabe von Aufträgen für Bauleistungen die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen
Teil A (VOB/A) Abschnitt 1 und

2. bei der Vergabe von Aufträgen für Lieferungen und Dienstleistungen die
Unterschwellenvergabeordnung

zu beachten. Satz 1 gilt nicht für Zuschüsse nach Art. 32 Abs. 1 Satz 1 und 5 BaySchFG. Bei Verstößen
können die Zuschüsse in angemessener Höhe gekürzt oder zurückgefordert werden. Weitergehende
Bestimmungen, die den Schulträger zur Anwendung von Vergaberecht verpflichten, insbesondere §§ 97
ff. des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen, bleiben unberührt.

Zitiervorschlag: § 15 AVBaySchFG (Bayern)
Quelle: bayernrecht, abgerufen 25.08.2026
Nicht-amtliche Lesefassung — verbindlich ist das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt (verkuendung-bayern.de:
https://www.verkuendung-bayern.de)
Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/AVBaySchFG/15

nu:legal § 15 AVBaySchFG (Bayern)

recht.nulegal.euNicht-amtliche Lesefassung. Amtliche Fassung: verkuendung-bayern.de
Seite 1 von 1Quelle: BAYERN.RECHT, abgerufen 25.08.2026


